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Vorwort

Im vorliegenden Sammelband finden sich die Beiträge zum Symposium „Smart 
Regulation: Vertrag, Unternehmung und Markt“, das am 2. Oktober 2020 an 
der Karl-Franzens-Universität Graz stattgefunden hat. Bei Smart Regulati-
on geht es um die Erforschung zukunftsweisender Regulierungsansätze und 
-formen. Diese Forschung stellt sich den Herausforderungen und Chancen 
der Digitalisierung, berücksichtigt die stark angewachsenen Erkenntnisse zu 
menschlichem Verhalten und erschließt die vor diesem Hintergrund verbesser-
ten Regulierungstechniken. An der Karl-Franzens-Universität Graz hat sich zu 
diesem Zweck der Profilbildende Bereich Smart Regulation unter Beteiligung 
der Rechtswissenschaftlichen, Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen, Ka-
tholisch-Theologischen und Naturwissenschaftlichen Fakultät gebildet, der 
von Iris Eisenberger und Rainer Niemann geleitet wird. Das Symposium bildete 
nach zahlreichen vorangegangenen gemeinsamen Aktivitäten die erste große in-
terdisziplinäre Konferenz des Profilbildenden Bereichs. Das Eröffnungsreferat 
von Niemann erklärt die Forschungsfragen von Smart Regulation und entwirft 
ein Mission Statement für den Profilbildenden Bereich. 

Das Symposium stand im Zeichen von Vertrag, Unternehmung und Markt, 
also den Organisationsformen des privaten Austauschs, und wurde vom erst-
genannten Herausgeber Patrick C. Leyens konzipiert. Die hier abgedruckten 
Beiträge sind in vier thematische Blöcke unterteilt: Digitalisierung als Heraus-
forderung für den Verbraucherschutz, Publizität zur Steuerung sozialen Un-
ternehmertums, automatisiertes Entscheiden zwischen Markt und Regulierung 
sowie Standardbildung und -durchsetzung im Unternehmensbereich. Die zu 
diesen Fragenkreisen erstatteten Haupt- und Korreferate aus Wissenschaft und 
Praxis bilden das Spektrum der am Profilbildenden Bereich beteiligten Diszipli-
nen ab. Zusammen bieten sie eine inhaltliche und methodische Grundlage für 
die weitere interdisziplinäre Diskussion von Smart Regulation. 

Die Herausgeber danken Birgit Tschandl, Karl-Franzens-Universität Graz, 
für ihren unermüdlichen Einsatz bei der Organisation des Symposiums. Für 
die Unterstützung bei der Erstellung des Sammelbands danken wir dem Re-
daktionsteam unter Leitung von Mag. iur. Stefan Heiss, Universität Bremen/ 
Karl-Franzens-Universität Graz, und unter Mitwirkung von Thomas Kourou-
xous, PhD, sowie Mag. iur. Julia Mandl, beide Karl-Franzens-Universität Graz. 
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Die für den interdisziplinären Austausch wichtige Veröffentlichung des Sam-
melbands sowohl als Print- als auch als Open-Access-Medium hat ein Druck-
kostenzuschuss der Karl-Franzens-Universität Graz ermöglicht. 

Bremen/Graz, im Februar 2021 Patrick C. Leyens, 
 Iris Eisenberger  
 und Rainer Niemann
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Der Profilbildende Bereich Smart Regulation
Entwurf eines Mission Statements

Rainer Niemann

I. Einleitung

Wenn sich ForscherInnen aus mehreren Wissenschaftsdisziplinen zu einer For-
schungsgruppe zusammenschließen, besteht Klärungsbedarf über die Art und 
den Umfang der gemeinsamen Aktivitäten, da Forschungsfragen und -metho-
den disziplinspezifisch sind und damit recht unterschiedlich ausfallen können. 
Da seit Gründung des Profilbildenden Bereichs (PBB) Smart Regulation der 
Universität Graz am 1.1.2019 bereits rund zwei Jahre vergangen sind, sollten 
inzwischen erste Antworten auf die Frage nach dem gemeinsamen konzeptio-
nellen Rahmen und damit die Grundzüge eines Mission Statements vorliegen.

Die Zusammenarbeit im Profilbildenden Bereich Smart Regulation der Uni-
versität Graz ist von dem Wunsch getragen, die Grenzen der Wissenschaftsdis-
ziplinen zu überschreiten. So heißt es in § 1 der Gründungserklärung (im Fol-
genden GrE) des PBB: „Das Ziel des Profilbildenden Bereichs Smart Regulation 
ist es, dass Forschende der Universität Graz die interdisziplinären Forschungs-
fragen gemeinsam bearbeiten.“ Interdisziplinarität erfordert zunächst Multidis-
ziplinarität, d. h. eine hinreichende Vielfalt von Wissenschaftsdisziplinen, die 
in einer Forschungsgruppe vertreten sind. Diese lag im PBB Smart Regulati-
on von Anfang an vor, da bei seiner Entwicklung der ausdrückliche Wunsch 
bestand, die Disziplinen Betriebswirtschaft, Rechtswissenschaft, Psychologie 
und Ethik enger zusammenzuführen, um aktuellen gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Herausforderungen – beispielsweise durch neue, datengetriebene 
Geschäftsmodelle – besser begegnen zu können. So verdeutlichen die aktuell 24 
ordentlichen und 16 assoziierten Mitglieder des PBB Smart Regulation aus vier 
Fakultäten eindrucksvoll die inhaltliche Breite des Bereichs.1

Multidisziplinarität ist notwendig, aber noch nicht hinreichend für Inter-
disziplinarität. Um interdisziplinäre Forschungsfragen gemeinsam erfolgreich 
bearbeiten zu können, bedarf es eines grundlegenden Verständnisses der Un-

1 Die Angaben basieren auf dem Informationsstand zum 30.11.2020.
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tersuchungsgegenstände und Forschungsmethoden der jeweiligen Partnerdis-
ziplinen. Wie anhand der zahlreichen gemeinsamen Projekte und Publikationen 
der PBB-Mitglieder und des Entstehens mehrerer Arbeitsgruppen ersichtlich 
wird, ist dieses Verständnis in den vergangenen knapp zwei Jahren seit Grün-
dung des PBB Smart Regulation durch gemeinsame Forschungs- und Lehrver-
anstaltungen, Vorträge und Diskussionen eindrucksvoll gewachsen.

Die Identifikation gemeinsamer Forschungsfragen und die Bildung von Ar-
beitsgruppen ist ein erster Schritt zur Verwirklichung von „Schwerpunktset-
zung in der internationalen Spitzenforschung“, „Ausbau von Alleinstellungs-
merkmalen in Österreich“ und „Internationale Exzellenz in der Forschung“ 
(§ 1 GrE). Die Erreichung dieser Ziele im Rahmen des PBB erfordert zusätz-
lich ein gemeinsames Verständnis darüber, was Smart Regulation inhaltlich 
bedeutet und welche Beiträge der Gesamtbereich und seine Arbeitsgruppen in 
den nächsten Jahren dazu leisten wollen. Der vorliegende Beitrag soll deshalb 
einen Diskussionsbeitrag zur Formulierung eines Mission Statements des PBB 
liefern.

II. Erhebung eines Meinungsbildes

Um einen möglichst breiten Konsens über das Mission Statement unter den 
Mitgliedern des PBB zu erreichen, wurde über den Sommer 2020 ein Meinungs-
bild erhoben, das in der Vollversammlung des PBB am 15.7.2020 angekündigt 
wurde. Auf die Frage nach den individuellen Inhalten und Zwecken von Smart 
Regulation antworteten bis zum 31.8.2020 elf PBB-Mitglieder. Da die Rückmel-
dungen teilweise deutlich umfangreicher waren als die erbetenen 3–5 Sätze, sind 
sie hier nicht im Detail wiedergegeben, sondern werden auf die nachfolgenden, 
in der Punktierung jeweils verkürzt dargestellten Stichworte zurückgeführt.

Besonders auffällig sind bereits die interdisziplinären Aspekte der Evidenz-
basierung, wissenschaftlichen Fundierung und gesellschaftlichen Relevanz, die 
von allen beteiligten Disziplinen hervorgehoben wurden:
 y fruchtbare, inter- oder transdisziplinäre Zusammenarbeit zu aktuellen, ge-

sellschaftsrelevanten Themen
 y intelligent, vernünftig, evidenzbasiert, wissenschaftlich fundiert, Hinter-

fragen intuitiver Ansätze
 y theorie- und evidenzbasiert

Auch die Stichworte
 y flexible Anpassung
 y intendierte/nicht intendierte Wirkungen
 y aktuelle Entwicklungen, d. h. Änderung von wirtschaftlichen, gesellschaftli-

chen oder technischen Rahmenbedingungen
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 y Dialog mit Regulatoren
 y verschiedene Arten von Regulierung und ihre Interaktion

sind nicht einer bestimmten Wissenschaftsdisziplin zuzuordnen, sondern Teil 
des gemeinsamen Verständnisses von Smart Regulation. Wie in Abschnitt V.3 
gezeigt wird, haben die PBB-Mitglieder hier bereits intuitiv mehrere zentrale 
regulierungstheoretische Elemente von Smart Regulation vorweggenommen.

Zahlreiche weitere Nennungen sind eher disziplinspezifisch. So wurden die 
folgenden Kostengesichtspunkte und informationsökonomischen Aspekte von 
der Betriebswirtschaftslehre betont:
 y Effizienz, d. h. möglichst wenig Aufwand, und Optimierungsprozesse
 y Anreize
 y Informationsstand
 y Vereinfachung von Prozessen

Die folgenden juristisch geprägten Stichworte sind offensichtlich vor allem der 
Rechtswissenschaft zuzuordnen:
 y sachgerechter Rechtsrahmen
 y Verbesserung der Qualität der Gesetzgebung
 y Regulierung als unerwünschter Eingriff oder Verbesserung der Planungs-

sicherheit

Die Aspekte
 y ethischer Diskurs
 y gesellschaftliche Diskussion

wurden von VertreterInnen der Ethik hervorgehoben, während
 y soziale Kontrolle
 y Lenkung von Individuen, Organisationen oder Gesellschaften in die ge-

wünschte Richtung
von der Psychologie genannt wurden.

Bereits diese überblicksartige Auswertung lässt erkennen, dass der PBB bereits 
in der jetzigen frühen Phase seiner Tätigkeit sowohl multi- als auch interdis-
ziplinär geprägt ist.

Auch „moderne Technologien“ wurden von mehreren Mitgliedern genannt. 
Insgesamt aber wird aus den Rückmeldungen ersichtlich, dass das gemeinsame 
Verständnis von Smart Regulation weit über die in § 3 GrE exemplarisch genann-
ten innovativen Technologien und neuartigen Geschäftsmodelle hinausgreift. 
Vielmehr besteht ein Konsens darüber, dass sich der PBB technologieunabhän-
gig mit Regulierung beschäftigt und diese Beschäftigung sowohl grundlagen- 
als auch anwendungsorientiert ausgestaltet sein kann.

Die Rückmeldungen der PBB-Mitglieder lassen den vorläufigen Schluss zu, 
dass die wörtliche Bedeutung von Smart Regulation, d. h. intelligente, effizien-
te, moderne Regulierung, den logischen Ausgangspunkt der Mission-State-
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ment-Entwicklung bildet. Die regulierungstheoretische Bedeutung von Smart 
Regulation wurde zwar von keinem PBB-Mitglied explizit thematisiert, wird 
aber in Abschnitt V. dieses Beitrags aufgegriffen, um auch die regulierungs-
theoretische Konsistenz des herausgearbeiteten Mission Statements zu verdeut-
lichen.

III. Beispiele für erfolgreiche oder weniger 
erfolgreiche Regulierungsmaßnahmen

Um präzisere Vorstellungen vom angestrebten Ziel von Smart Regulation zu 
entwickeln, können Beispiele erfolgreicher oder schädlicher Regulierungsmaß-
nahmen aus der Vergangenheit hilfreich sein. Das erste Beispiel dient der Ne-
gativabgrenzung, um zu demonstrieren, was aus heutiger Sicht nicht als Smart 
Regulation angesehen werden kann. Der Red Flag Act in Großbritannien in den 
Jahren 1865–1896 bestimmte, dass ein Mensch mit roter Flagge vor fahrenden 
Dampf- oder Motorfahrzeugen vorauslaufen musste, um vor den vom Fahr-
zeug ausgehenden Gefahren zu warnen und bei Bedarf helfen zu können.2 Un-
ter den Rahmenbedingungen der 1860er Jahre war diese Regelung keineswegs 
so absurd, wie sie sich möglicherweise aus heutiger Perspektive darstellt. Viel-
mehr dürfte sie im Vergleich zu einem gänzlichen Verbot von motorbetriebenen 
Fahrzeugen das kleinere Übel gewesen sein.3 Dennoch erscheint eine derartige 
Vorschrift für die Regulierung moderner Technologien wie selbstfahrender Au-
tos ungeeignet, da sie die Risiken einer Technologie stark hervorhebt, während 
sie die Chancen weitgehend vernachlässigt.

Nach Auffassung des PBB Smart Regulation sollten neue Technologien und 
Geschäftsmodelle grundsätzlich gestattet werden und florieren können, sofern 
ihre Risiken handhabbar erscheinen. Eine faktische Abschaffung innovativer 
Geschäftsmodelle infolge der Überbetonung ihrer Risiken durch den Regulierer 
sollte daher vermieden werden. Zugleich ist eine möglichst realistische Abwä-
gung von Chancen und Risiken (nicht nur) neuer Technologien notwendig, um 
grobe „Betriebsunfälle“, die zur Schädigung von Mensch und Umwelt führen 
können, zu verhindern.

Nach dem historischen Beispiel des Red Flag Act, das aufzeigen sollte, was 
nicht als Smart Regulation betrachtet werden kann, wird zur Positivabgren-
zung ein zweites Beispiel betrachtet, das beleuchten soll, welche Eigenschaften 

2 Vgl. Agnew, Steam engines on UK roads, 1862–1865: Banning orders, agricultural loco-
motives and the ‚red flag‘ Act, 90 The International Journal for the History of Engineering & 
Technology 53 (2020), abrufbar unter: https://doi.org/10.1080/17581206.2020.1797447.

3 Agnew (oben Fn. 2), 70, argumentiert, dass der Red Flag Act ein akzeptabler Kompro-
miss zwischen den Interessen der Agrarwirtschaft und potentiell gefährdeten Personen ge-
wesen sein könnte.
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von Umweltbedingungen und regulierten Aktivitäten ausschlaggebend für die 
Qualität und den Erfolg von Regulierung sein können. Das Alltagsbeispiel von 
Fahrradhelmen zeigt, dass Smart Regulation zwar oft, aber keineswegs immer 
mit neuen Technologien zu tun hat. Vielmehr kann auch die Regulierung von 
Niedrigtechnologien überraschende und scheinbar kontraintuitive Aspekte auf-
weisen. Zudem betrifft die Regulierung häufig eine große Vielzahl von poten-
tiellen Adressaten.

Die Regelung von Helmpflichten im Straßenverkehr ist – wie jede sinnvolle 
Regulierung – kontextabhängig. Im Speziellen könnten nach Verkehrsmitteln 
differenzierte Helmpflichten in Betracht gezogen werden. Dabei hat eine Analy-
se von Kosten und Nutzen zu erfolgen. Im Wesentlichen sind also die Kosten in 
Gestalt verringerter (Bewegungs-)Freiheit dem Nutzen in Form des vermutlich 
reduzierten Verletzungsrisikos gegenüberzustellen, wobei eine Quantifizierung 
oder gar eine monetäre Bewertung schwierig bis unmöglich ist.4

Im Fall von Fußgängern ist eine Helmpflicht vor diesem Hintergrund of-
fensichtlich nur dann akzeptabel, wenn besondere Risiken drohen, z. B. auf Bau-
stellen, in bestimmten Werkshallen oder in militärisch geprägten Situationen, 
nicht dagegen bei „normaler“ Verkehrslage. Ähnliches gilt für das Autofahren, 
bei dem im Regelfall keine wesentliche Risikoreduzierung durch das Tragen ei-
nes Helms erzielt werden kann. Demgegenüber wird das Risiko des Motorrad-
fahrens überwiegend als so groß angesehen, dass eine allgemeine Helmpflicht 
und der damit einhergehende Freiheitsverlust weitestgehend akzeptiert zu sein 
scheint.5 Im Vergleich zu diesen offensichtlichen Fällen ist das Tragen von Fahr-
radhelmen in Österreich nicht sehr weitgehend reguliert, da nur für Radfahre-
rInnen bis 12 Jahren Helmpflicht besteht, darüber wird das Tragen lediglich 
empfohlen.6

Neben der Regelung, wer wann einen Fahrradhelm zu tragen hat, könnte 
noch die Beschaffenheit von Fahrradhelmen regulierungsbedürftig sein. Zu-
nächst ist technisch zu klären, mit welchen Helmspezifikationen bestimmte 
Schutzwirkungen erreicht werden können. In weiterer Folge ist ein möglicher 
Zielkonflikt zwischen Bewegungsfreiheit und Schutzwirkung zu lösen. Auch 
müssen Fragen der Akzeptanz bei den Regulierten geklärt werden, da sehr weit-
reichende Helmpflichten in Verbindung mit unbequemen (weil zu großen oder 
schweren) Fahrradhelmen möglicherweise ignoriert werden und die Rechts-
durchsetzung somit erschwert wird. Idealerweise sollten diese Abwägungen 
theorie- und evidenzbasiert erfolgen.

4 Für eine Diskussion der Argumente für und gegen eine Fahrradhelmpflicht vgl. z. B. 
Bicycle Helmet Research Foundation, Contradictory evidence about the effectiveness of cycle 
helmets, 11.11.2020, abrufbar unter: https://www.cyclehelmets.org/1052.html.

5 Vgl. § 106 Abs. 7 KFG.
6 Vgl. § 68 Abs. 6 StVO.
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Mangels technischer Expertise beschäftigt sich der PBB Smart Regulation 
derzeit nicht mit der Regulierung von Helmpflichten. Im übertragenen Sinne 
dagegen sind die Fahrradhelm-Überlegungen sehr häufig in der Forschung des 
PBB anzutreffen, da in zahlreichen Kontexten eine Risikoanalyse mit Gegen-
überstellung der Kosten und des Nutzens von Regulierungsmaßnahmen statt-
findet und dabei auch mögliche Ausweichhandlungen der Regulierten und so-
mit dysfunktionale Effekte der Regulierung zu antizipieren sind. Die Rolle eines 
„Fahrradhelms“ in Unternehmen können z. B. interne Kontrollsysteme (IKS) 
übernehmen, die technische und organisatorische Maßnahmen zur Einhaltung 
von Regeln und zur Schadensabwehr in Unternehmen festlegen. Im Hinblick 
auf die Steuerbefolgung bildet ein Steuerkontrollsystem einen „Fahrradhelm“ 
und stellt sicher, „dass die Besteuerungsgrundlagen für die jeweilige Abgaben-
art in der richtigen Höhe ausgewiesen und die darauf entfallenden Steuern ter-
mingerecht und in der richtigen Höhe abgeführt werden“ (§ 153b Abs 6 BAO).7 
In anderen Forschungskontexten des PBB können auch Maßnahmen des Kon-
sumentenschutzes, Datenschutzes o. ä. im Sinne einer Fahrradhelmfunktion in-
terpretiert werden.

IV. Grundlegende Anforderungen an intelligente Regulierung

Das einfache und alltägliche Beispiel eines Fahrradhelms zeigt bereits grund-
sätzliche Anforderungen an jede Art von intelligenter Regulierung auf, die auch 
auf die Regulierung innovativer Technologien übertragbar sein können. Um 
dies zu verdeutlichen, werden diese Anforderungen im Folgenden anhand alter 
Technologien (Fahrradhelme) und moderner Technologien (selbstfahrende Au-
tos8) erläutert und, soweit möglich, auf regulierungstheoretische Überlegungen 
zurückgeführt.9

Nur notwendige Regulierung kann intelligente Regulierung sein, d. h. es 
muss ein Bedarf an Regulierung oder Neu-Regulierung bestehen. Dieser ist 
nur dann gegeben, wenn bestimmte Aktivitäten Risiken für Mensch und/oder 

7 Zur Modellierung von Steuerkontrollsystemen vgl. Krenn, The impact of taxation on 
managerial incentives and compensation, Diss. Univ. Graz 2017. Die Analogie von Steuer-
kontrollsystemen und Fahrradhelmen geht zurück auf einen Diskussionsbeitrag von Johan-
nes Voget, Univ. Mannheim, beim 40th European Accounting Association Annual Congress, 
11.5.2017, Valencia.

8 Zur Beschreibung möglicher Geschäftsmodelle im Kontext des autonomen Fahrens vgl. 
Arbeitskreis Verrechnungspreise der Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e. V., 
in: Krause/Pellens (Hrsg.): Betriebswirtschaftliche Implikationen der digitalen Transforma-
tion, 72 ZfbF-Sonderheft, 2018, S. 143.

9 Vgl. auch Baldwin/Cave/Lodge, Understanding Regulation, 2. Aufl., 2012, S. 26 ff. für 
Kriterien guter Regulierung sowie für Prinzipien regulatorischen Designs Gunningham/
Sinclair, in: Gunningham/Grabosky (Hrsg.), Smart Regulation: Designing Environmental 
Policy, 1998, S. 1 ff.



 Der Profilbildende Bereich Smart Regulation 9

Umwelt hervorrufen.10 Diese Risiken können medizinischer, physischer, fi-
nanzieller oder anderer Art sein. Fahrradfahren ist mit einem Verletzungsrisiko 
verbunden, das durch das Tragen eines Fahrradhelms verringert werden kann. 
Selbstfahrende Autos können im Falle technischen Versagens schwere Unfälle 
verursachen und dabei Menschen verletzen und Sachschäden hervorrufen, wes-
halb eine Regulierung dieser Technologie zur Risikoreduktion angezeigt sein 
könnte.

Aus theoretischer Hinsicht besteht Regulierungsbedarf, wenn der freie Markt 
nicht automatisch zu einer Lösung findet.11 Marktversagen liegt beispielsweise 
im Fall negativer externer Effekte vor, d. h. wenn Kosten von Entscheidungen 
ohne angemessene Kompensation auf Unbeteiligte abgewälzt werden.12 Weitere 
Ursachen von Marktversagen sind Marktmacht (z. B. von Monopolen), Infor-
mationsasymmetrien oder öffentliche Güter.13

Im Kontext der Fahrradhelme kann Marktversagen bei mangelnder Interna-
lisierung der Kosten für die Behandlung von Fahrradunfällen oder bei fehlender 
Fähigkeit zur Einschätzung von Risiken (z. B. bei radfahrenden Kindern) vorlie-
gen. Im Zusammenhang mit selbstfahrenden Autos dürften vergleichbare Pro-
bleme bestehen, da Hersteller und Nutzer Unbeteiligten (bewusst oder unbe-
wusst) Risiken der Technik auferlegen könnten, die möglicherweise noch nicht 
vollständig bekannt sind.

(Neu-)Regulierung ist weiters häufig auf die Veränderung ökonomischer, 
technischer oder gesellschaftlicher Rahmenbedingungen zurückzuführen. Bei 
Innovationen wie selbstfahrenden Autos ist dies offensichtlich, da eine ver-
gleichbare Technologie bislang nicht existierte und deshalb nicht reguliert war. 
Für eine eventuelle Regulierung oder Regulierungsänderung von Fahrradhel-
men als Beispiel für altbekannte Technologien sind dagegen nicht in erster Linie 
Veränderungen von Wirtschaft oder Technik verantwortlich, sondern eine ver-
änderte Risikoeinschätzung oder -bewertung in der Gesellschaft. Diese ist an 
der Ausweitung des Fahrradverkehrs und an der weiter verbreiteten Nutzung 
von Fahrradhelmen in den letzten Jahrzehnten ersichtlich. Gesellschaftlicher 
Wandel kann folglich bewirken, dass eine bislang bestehende oder nicht beste-
hende Regulierung als reformbedürftig eingestuft wird.

Trade-offs sind eine regelmäßige Begleiterscheinung der Regulierung und 
hängen mit der Frage nach der Notwendigkeit einer Regulierung eng zusam-
men. Da Regulierung zumeist mit der Einschränkung von Freiheitsrechten von 

10 Vgl. auch Level Crossings (2010) Law Commission Consultation Paper No. 194; Scot-
tish Law Commission Discussion Paper No. 143, Regulatory Theory, 19.11.2020, abrufbar 
unter: https://www.scotlawcom.gov.uk/files/5312/8024/5698/regulatory_theory.pdf.

11 Der Regulierungsbedarf im Fall von Marktversagen ist die Grundidee der „Public In-
terest Theory“ der Regulierung. Vgl. Pigou, The Economics of Welfare, 4. Aufl., 1932.

12 Vgl. z. B. Mas-Colell/Whinston/Green, Microeconomic Theory, 1995, S. 350.
13 Vgl. z. B. Baldwin/Cave/Lodge (oben Fn. 9), 2012, S. 15–24.
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Individuen verbunden ist, kann sie nicht kostenlos sein, selbst wenn monetäre 
Kosten nicht unmittelbar ermittelt werden können. Den monetären und nicht-
monetären Kosten der Regulierung ist ihr (ebenfalls monetärer und nichtmone-
tärer) Nutzen in Gestalt von Kostensenkungen für Umwelt und/oder Gesell-
schaft gegenüberzustellen.

Eine weitere zentrale Anforderung an jede Art von Regulierung ist ihre Ef-
fektivität, d. h. die grundsätzliche Eignung von Regulierungsmaßnahmen, ein 
gegebenes Regulierungsziel zu erreichen.14 Ausschlaggebend für die Effekti-
vität der Regulierung ist ihre Akzeptanz bei den Regulierten und damit zu-
sammenhängend ihre Durchsetzbarkeit.15 Regulierungsmaßnahmen, die nicht 
durchsetzbar sind, sind auch nicht glaubwürdig, was dazu führen kann, dass sie 
von Regulierten, die sich durch die Maßnahmen belastet fühlen, schlichtweg 
ignoriert werden, so dass das Regulierungsziel verfehlt wird. Die Regelung von 
Helmpflichten dürfte grundsätzlich effektiv im Sinne der Verringerung eines 
Verletzungsrisikos bei Fahrradunfällen sein. Ihre Durchsetzbarkeit ist ebenso 
wie andere Verkehrsregeln gegeben.

Das Effizienzkriterium fordert, dass ein gegebenes Regulierungsziel mit 
möglichst geringen Kosten erreicht werden soll.16 Da die (privaten und gesell-
schaftlichen) Kosten der Regulierung häufig nicht quantifizierbar sind, ist die 
Operationalisierbarkeit des Effizienzkriteriums nicht immer gewährleistet. 
Selbst wenn dies der Fall ist, kann es jedoch je nach Regulierungsziel zu Kon-
flikten mit Verteilungszielen des Gesetzgebers bzw. Regulierers kommen.

V. Kurzüberblick über Entwicklungsstufen  
der Regulierungstheorie

Während bislang ein eher heuristischer Zugang zu den Anforderungen an in-
telligente Regulierung gewählt wurde, indem auf das Meinungsbild unter den 
Smart Regulation-Mitgliedern sowie auf Beispiele verwiesen wurde, nimmt die-
ser Abschnitt eine regulierungstheoretische Perspektive ein und gibt – selbst-

14 Vgl. z. B. Gunningham, Compliance, Enforcement, and Regulatory Excellence, Paper 
prepared for the Penn Program on Regulation’s Best-in-Class Regulator Initiative, 2015.

15 Die Durchsetzung („enforcement“) von Regulierungsmaßnahmen spielt in der Regu-
lierungstheorie eine zentrale Rolle. Vgl. z. B. Shleifer, Understanding Regulation, 11 Euro-
pean Financial Management 439 (2005); Black/Baldwin, Really Responsive Regulation, 71 
The Modern Law Review 59 (2008); Van Gossum/Arts/Verheyen, From „smart regulation“ 
to „regulatory arrangements“, 43 Policy Science 245 (2010); Gunningham, in: Baldwin/Cave/
Lodge (Hrsg.), The Oxford Handbook of Regulation, 2010, S. 120–145; Gunningham/Sinclair, 
in: Drahos (Hrsg.) Regulatory Theory, 2017, S. 133–148.

16 Vgl. z. B. Baldwin/Cave/Lodge (oben Fn. 9), 2012, S. 30 ff. Dabei kann durchaus das 
Problem auftreten, dass gesetzgeberische Ziele nicht immer eindeutig formuliert werden oder 
nicht widerspruchsfrei sind.
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